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258/ 3 Anfrage' 

4$r Abg. H a ~ t 1 e b, Dr. S 0 heu 0 h und Genossen 

an den !undeaminister für Land- und Forstwirtsohaft, 

'.ireffend Umstufun,-von Bergb4uerngemeinden~ 
... -.- . 

In Kärnten wUrden in einer Reihe von Bergbauerngemoinden, so unter 
" 

anderem allein im politischen Bezirk St. Veit die Gemeinden St.Salvator, 

Xraig, Gurk und Eberstein, die bisher als Bergbauerne;elIloinden galten, zu 

Talgameinden umgestuft. Dies gesohah ohne Einvern~hmeri mit don zuständigen 
Borufskörpersohafton,und die einzelnen Gemeinden wurden lediglioh von der 

vollendeten Tatsaohe,verständigt, in anderen Fällen ist auch dies nioht ge­
schohen. 

Der Vorgang hiebei w~ folgender, dass in den in Betraoht kommond&n 

Gemeinden ein Fachbea:mter der Fi nanz 1 ande sdirekt ion in Klagenfurt, dem Ver­

nehtnen nach soll es sioh um einen landwirts.chaftlichen Akademiker handeln, 

Gl'sohien , und sich von den Gemeinden alle erreichba..ren statistischen und amt­

liohen Unterlagen und Daten über Grösse und Lage der einzelnen landwirtschaft­
lichen Betriebe geben liess. Mit diesen Aufzeichnungen besuchte er ohne Einver­
nobnu~nmi t den zuständigon Bszirksbauernkamtnorn die zuständig~n Obmänner der 

O~tsbauernaussohüsse, von welohen er sich,weiter~ Ergänzungen über die Ver­

hältnisse namentlioh der grösseron Betriebe geben liess. Angeblich soll na.ch 
den von soiten der Finanzlandesdirektion erlassenen Richtlinianeine~ Betriobe 
die Borgbauerneigensohaft nicht mehr zuerkannt werdon, wenn: 

.' . ' . vorn~hnl~,Jch abeJ' ' 1.) auf dom Betrieb landwl.rtschaftll.ohe Enntomaschinen .' .' 
, 

Traktoren verwendet werden könnon; 
2.) del," Betrieb verkehrsmässig durch eine Stra.sse,' durch Güter- oder 

Hol$bringungswege ersohlossen ist; 

3.) die Botriabsgrösse oinschliesslich Wald mehr ~ls 100 Hektar beträgt. 
,~. _':. ,.' . 'I ' '.' .... • < '" , , , ",.;,' Duroh diese Massritihmsn wurd~m ganze Gemeinden~'ln 'welohen 'schon früher 

einlTeil der Betriebe als 'TnJ.llutriobogJ,ltari, nunmehr !ur'oänze: lu 'Talgemeinden 

umgestutt und gehen daliul'ch %l1or Vorteile, die mit der Einstufung als Bargge-
me1nde verb~ndeh sind," verlustig" ':. ; 

, . 

'Be:f den umgastu:t'ten' Betriebon handel tes~iOh.~durohwegs uni' solche, bel 
denen 'a.uohbei Anwendung -.,on scha.::;i(n1 M,~'sstäbanvon:T8J. betrieb~nnicht gGspro­

chehwerden'kann, und wo es keinem vernünftigenMenschen~infa.llen v/ürds, 'den 

, -.. -

-,'.. 

.... , 
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Betriob als Talbetrieb zu be~~iohnen~ Wenn bedingt durchd~n fast völligen 

Mangel a.nLand-a.J;'beit-ern-.die,:ß.et.r.i.abe gQzwungen sind, auoh -in.gebirgigom G.ebiete 

soweit als irgendmSglioh Masohinen einzusetzen, so kann dies doch ~öglioh 

ein Grund' sein, diese Betriebe nun als Talbetriebe zu bezeiohnen und umzustu- . 

fen. Ebensowenig bedarf es vernünftigerweise wohl keiner Begründung, dass es 

ein aufgelegter Unsinn ist, einon im Gebirge gelegenen Betrieb deshalb zum 

Talbetrieb zu stempeln, weil er mehr'als' 100 Hektar Fläohe aufweist. Ebenso 

widersinnig ist es" ::.ai'i'i&.fa Betrieb" der verkehrsmässig durch eine 
befahrbare Strasse, einen Güto~1eg oder einen Holzbringungswegan das allge­

meine Stra.ssennetz a.ngeschlossen wurde, nunme.hr als ein!;m Talbetrieb hinzustel ... 

lan. \ . 

Sowohl im Parlament, als auch bei den verSohiedensten anderen Anlässen 

wird seit Jahren immer wieder davon gesprochen, da.ss der Gebirgsba.uernsohaft in 

ihrem sohweren Existenzkn.r>lpfe g'<3holfol1 werden müsse. Die wenigen Ma.ssna~onJ die 

bisher in diesol' Hinsicht tatsächlich ergriffen wurden, stehen in ihren be-. " 

scheidenen Wirkungen in krassem Gegonsatz zu den gros sen Worten, die über dieses 

Thema gesproohen und geschriebon werden. Dass man aber, ansta.tt eine wirklich 

wirksame Hilfsleistung in die Woge zu leiten, aus unverständlichen, kleinliohen 

und duroh gar nichts gereohtfertigten Erwägungen, ohne E1rtvernehmen mit den 

sus~ändigen gesetzlichen Intereasanvartretungen, wie es die Bezirksba.uernkammürn 

sind, Massnahmen durchführt, die man., wann man bei der Wahrheit bleiben will~ 
, , 

mit keinem anderen Ausdruck als dem, ''l:lergbauernfeindlich zu sein", umschreiben 

kann, ist wohl der Gipfel einer Politik, die den hilfsbedürftigsten Betriebön 

tönende Worte widmet und jede wirkliche Hilfsb.erei tsohaft vermissen lässt. 

Die gefertigten; Abgeordneten stellen daher an den Herrn 13und9s!'T!:i.rdstc~I' 

für La.nd- und Forstwirtschaft die 

An fra &' e ,: 
Ist der Herr Bundesminister bereit, den Anfragestellel'n und der,Öffent-

-_ r' 

lichkeit ehestens bekanntzugeben, 
1. ob ihm die eingangs goschildGl'ten Massnahmen bekannt 'sind, 

2. ob 4ieselben im Einvernehmen mit ihm oder mit seiner Zustimmung durch­

geführt worden sind;' 

3. wenn dies der .Fall sein sollte~ aus welchen Gründen er derartige 

Massnahmen für richtig und tragbar hält; 

4. wenn er nichts davon gewusst hat, was er zu tun gedenkt, um diese 
1Ia.ssnahmen ehestens rii.ckgängig zu machen und vorzusorgen, dass sich Q8rartige-s 
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n.1cht mehr wiederholt; 

5. was er' zu tun gedenkt, um in Zukunft jeden Versuch, die trostlosa 

W1rtsehaftliehe La.ge der Gebirgsbauernbetriebe waite~l~efährdan, a.bzuwenden!, 
und 

6. sicherzustellen,. dass in Hinkunft behCSrdliche Ka.s snahmen , die mit 

dem Gebirgsbauernproblem zusammenhängen, nicht mehr ohne Einvernehmen und 

ohne Zu~timmungder zuständigen Bezirksbauernkammern vollzogen werden? 

-.-.-.-
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